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Der Dreh- und
Angelpunkt

Deutschland ist mehr als eine Spielfigur auf dem Schachbrett der Weltgeschichte — es
konnte den Krieg beenden, wenn die Entscheidungstrager dies nur wollten.
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Die ungesunde US-amerikanische Dominanz. Die
mayf3losen Forderungen der Ukraine. Das



Eingebundensein in die gemeinschaftliche
Aufienpolitik der EU. Die Skrupellosigkeit ,des
Agressors® Putin ... Begrundungen dafir, dass sich
Deutschland auf der Weltbtihne so und nicht anders
verhdlt, gibt es viele. Aber sind das nicht eher
Ausfluchte? Ist Deutschland wirklich so kletn und
schwach, dass es sich ausschliefilich als einen vom
Wind der Geschichte Getriebenen verstehen durfte?
Wo bleiben Vernunft, Rickgrat und Eigenstindigkeit?
Ein Kurzdurchgang durch die letzten Jahrzehnte zeigt:
Deutsche Politiker haben viele Chancen auf einen
dauerhaften Frieden verstreichen lassen und sich
lieber in riskante Manover im Umgang mit dem
grofden ostlichen Nachbarn gesturzt. Der
Nachkriegswahlspruch ,Nie wieder Faschismus, nie
wieder Krieg“ hat sich ldngst aufgelost und ist
umgeschrieben worden in: ,,Gern wieder Krieg und
Solidaritdt mit Faschisten®. Der Autor zeigt, wie
Friedenspolitik an vielen Orten der Welt auf dem
Riickzug ist und welche verhdngnisvolle Rolle
Deutschland dabet spielt.

Wie Deutschland helfen konnte den
Ukraine-Krieg zu beenden

»--- NOthing ... should happen today in politics which would be
contrary to the actually existing solidarity of mankind“ (Hannah
Arendt).

Konnte das Eingestandnis historischer politischer Fehler helfen, den



Krieg zu beenden und ein Zeichen setzen, um eine zukinftige
Friedensordnung zu begrinden. Das Beispiel der Haager
Friedenskonferenzen, zu denen der russische Zar Nikolaus
eingeladen hatte, und an denen alle zivilisierten Nationen der Welt,
unter anderem auch Japan und China teilnahmen, zeigt, wie der
deutsche Militarismus den Gang der Geschichte entscheidend
pragte. Hauptanliegen war nicht das humanitare Kriegsrecht (ius in
bello), sondern die Abschaffung des Krieges (ius ad bellum). Die
Konferenzen wollten den Rechtsweg zur Pflicht machen und den

Waffengang verbieten.

Zweimal, 1899 und 1907, wurde uber die fur die friedliche Beilegung
internationaler Streitigkeiten notwendige obligatorische
Schiedsgerichtsbarkeit abgestimmt. Es galt das Prinzip der
Einstimmigkeit. Die USA, Frankreich, Grofsbritannien, Russland und
China stimmten fir das Obligatorium. Nur eine kleine Minderheit,
angefiihrt von Deutschland, legte ein Veto ein. Der deutsche Kaiser

kommentierte die Konferenzen:

»lch sch... auf die ganzen Beschlisse und vertraue nur auf Gott und
mein scharfes Schwert.” Es folgte der Erste Weltkrieg. Hermann
Hesse schrieb 1917 im Schweizer Exil: ,Gegen einen Frieden, der ...
nicht ewig wahren konnte, war man uiberall sehr eingenommen —
wenn der ewige Friede nicht zu haben war, so zog man mit
Entschiedenheit den ewigen Krieg vor.“ Eine Entschuldigung fir das
Haager Fiasko ist tiberfallig; sie konnte einer deutschen

Friedensinitiative Gewicht verleihen.

Der deutsche Verfassungsgeber, in Erinnerung an die in Den Haag
angestrebten Friedensziele, machte die Unterwerfung unter die
Schiedsgerichtsbarkeit in Art. 24 obligatorisch. Dass die
Bundesrepublik sich 1949 nicht umgehend der Rechtsprechung des
Internationalen Gerichtshofes (IGH) unterwarf, war ein schwerer
Fehler. Die Schweiz hatte sich bereits ein Jahr zuvor der

Rechtsprechung des IGH unterworfen — ein Wink mit dem



Zaunpfahl?

Vielleicht wollte die Bundesregierung beweisen, dass der Pazifismus
keine Kriege verhindern kann. Aktuell iibt Deutschland auch auf
Japan Druck aus, sich militarisch mehr zu engagieren. Der Inselstaat
ist dabei, seinen Pazifismus der Nachkriegszeit aufzugeben, eine
zentrale Rolle bei der militdrischen Verteidigung im indo-
pazifischen Raum zu iibernehmen und mit der NATO
zusammenzuarbeiten. Militirausgaben in Hohe von $320 Milliarden
sind geplant. Damit erhielte Japan den drittgrofsten
Verteidigungshaushalt der Welt, nach den USA und China.

Die Abschaffung des Krieges erscheint zunehmend als
eine Unmoglichkeit.

Sudkorea erwagt inzwischen, sich nuklear zu bewaffnen. Damit
konnte es Nordkorea zwingen, sein Atomwaffenprogramm zu
uberdenken und zugleich China dazu veranlassen, Druck auf
Nordkorea auszuiben, damit es sein Programm zurtckfahrt. Dieses
Ansinnen konnte Chinas Unterstiitzung bekommen, da die
Volksrepublik ein nukleares Wettriisten in Ostasien auf jeden Fall
verhindern will. Alternativ konnten die USA dem Siiden wieder
Atomwaffen zur Verfiigung stellen und mit Seoul ein Abkommen
uber deren gemeinsame Nutzung schliefSen, dhnlich dem, das
NATO-Flugzeugen erlaubt, im Kriegsfall Atomwaffen zu tragen.

NATO-Erweiterung auf deutsche
Initiative

Deutschland hat sich von seiner angeblich pazifistischen
Vergangenheit verabschiedet, eine ,Zeitenwende“ ausgerufen und
seinen Militarhaushalt erhoht. Wenig bekannt ist, dass es der

deutsche Verteidigungsminister Volker Rihe war, der auf dem



Treffen der NATO-Verteidigungsminister im Oktober 1993 in
Travemiinde forderte, dass Polen, die Tschechische Republik und
Ungarn der NATO beitreten sollten, was die Amerikaner jedoch
brusk zuriickwiesen. Erst sechs Jahre spater gelang es, die
Amerikaner zu bewegen, diese drei Lander in die NATO
aufzunehmen. Wie um das deutsche militarische Engagement fur
die NATO zu unterstreichen, entschied das
Bundesverfassungsgericht am 12. Juli 1994, die kollektive Sicherheit,
wie sie ursprunglich in der VN-Charta und im Bonner Grundgesetz
vorgesehen ist, zu streichen und stattdessen der militdrischen

Verteidigung gegen mutmaflliche Feinde den Weg zu ebnen.

Die deutschen Versdumnisse, dem Frieden der Welt zu
dienen, wie es das Grundgesetz vorsieht, sind zahlreich.

Die erst 2008 erfolgte, mit vielen Vorbehalten bestickte
Unterwerfung unter die Rechtsprechung des IGH ist kein Beleg fir
eine pazifistische Gesinnung und hat das Versaumte nicht
nachgeholt. Mit der deutschen Wiedervereinigung wurde zudem die
vielleicht letzte Chance verspielt, das Friedensgebot im
Grundgesetz umzusetzen. Schon die berihmten Stalin-Noten, zum
ersten Mal am 10. Marz 1952 der Bundesregierung und den drei
Westmachten Frankreich, Grof3britannien, USA vorgeschlagen,
waren nicht als Chance wahrgenommen worden, das Friedensziel
der Verfassung Realitat werden zu lassen. Es nitzte nichts, man
wollte kein vereintes Deutschland und keins, das, wie spater

Osterreich, neutral bleiben sollte.

Obwohl die drei Westmachte zu Verhandlungen bereit zu sein
schienen, entschied Adenauer dagegen, offenbar ohne sein Kabinett
zu konsultieren. Der Vorschlag wurde am 9. April 1952, ein drittes
Mal am 24. Mai und zuletzt am 23. August wiederholt. Ist damals
wirklich niemand auf die Idee gekommen, dass die Stalin-Noten
dem Gesetzgeber auch die Moglichkeit eroffneten, der

verfassungsmifiigen Verpflichtung nachzukommen, den Ubergang



zu echter kollektiver Sicherheit und Abrustung einzuleiten?

Artikel 24 der Charta der Vereinten Nationen bestimmt, dass die
Mitglieder dem Sicherheitsrat ,die Hauptverantwortung fur die
Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit"
ubertragen, um dessen ,schnelles und wirksames Handeln zu
gewahrleisten®, eine Bestimmung, die offensichtlich nicht
umgesetzt wurde. In Ubereinstimmung mit dieser Bestimmung halt
der franzosische Kommentar zur Charta der Vereinten Nationen aus
dem Jahre 1985 eine echte ,Delegation von Befugnissen der
Mitgliedstaaten an den Sicherheitsrat* (SR) fir notwendig. Der in
diesem Zusammenhang relevante, von franzosischen Sozialisten
geschriebene Verfassungsartikel von 1946 bestimmt zudem:
w<Frankreich versteht sich unter dem Vorbehalt der Gegenseitigkeit
zu den fur die Organisation und die Verteidigung des Friedens
notwendigen Einschrankungen seiner Souveranitat.” Die Bedingung
der Gegenseitigkeit bezieht sich wohl hauptsachlich auf
Deutschland.

Aufregend ist, wenn man sich tiberlegt, welche friedenspolitischen
Ziele in ein solches Ubertragungsgesetz hineingeschrieben werden
konnten. Welchen Beitrag konnen und mussen ,Wir, die Volker der
Vereinten Nationen®, Burger- und Graswurzelbewegung leisten, um
den Prozess zu fordern und demokratisch zu begleiten? Ein

faszinierender Gedanke.

Der 1990 veroffentlichte deutsche Kommentar der Charta der
Vereinten Nationen widerspricht, zu einem Zeitpunkt, da eine
deutsche Friedensinitiative hatte Erfolg haben konnen, offenbar
vorsatzlich der franzosischen Auslegung. Der Kommentar des —
dem deutschen Art. 24 GG entsprechenden — Art. 24 der Charta,
bestreitet die franzosische Auslegung, ,,dass die Kompetenz des SR
im Bereich der Friedenswahrung auf einer Delegation seitens der
Mitglieder beruhe. Jeder Mitgliedstaat habe mit der in Artikel 24

Absatz 1 genannten Kompetenzibertragung ein Stlick seiner



Souveranitat auf den SR zu Uibertragen.” Eine ,genaue Analyse der
Vorschrift® stitze ,eine solche Deutung” nicht. Es sei daher nicht
notig, ein entsprechendes Gesetz gemafs Art. 24, Abs. 1 GG zu

verabschieden.

Das ist naturlich absurd, denn dann wiirde das Sicherheitssystem
der Vereinten Nationen funktionieren und die Staaten hatten
bereits auf das in Art. 26 der Charta bestimmte ,Minimum*
abgertstet. Der Volkerrechtler Knut Ipsen bestatigte am 13. April
1999 in einem personlichen Brief an den Autor indirekt die

franzosische Auslegung:

»Ich bin nicht der Auffassung, dass die Staaten dem Sicherheitsrat
bereits die Hauptverantwortung fir die Wahrung des Friedens im
Sinne einer Hoheitstibertragung tiberantwortet haben. Etwas
Derartiges wiirde voraussetzen, dass die Staaten insofern eine bis dato
bestehende Kompetenz regelrecht aus threm Kompetenzbereich

herausgelost und der UNO zugeschoben haben.”

Tatsachlich hatten die SPD, die F.D.P und Teile der CDU in den 80-
ger und 90-ger Jahren eine gesetzgeberische Initiative ernsthaft in
Erwagung gezogen. Nur die GRUNEN meinten in einer

Korrespondenz im Mai 1985:

,Die ... Ubertragung von Souverdnitdtsrechten auf den Sicherheitsrat
der Vereinten Nationen als friedensstiftendes Element ist bei den
GRUNEN alles andere als Konsens ... [Die] Initiative greift — in der

Sprache der ‘Realpolitik’ gesprochen! - der Zeit zu weit voraus.”

Destabilisierung als gefahrliche Folge

Die deutsche Ablehnung der gemeinsamen beziehungsweise

kollektiven Sicherheit hat Folgen. Zum einen ist das Grundgesetz



verletzt und die verfassungsmafsige, auf Frieden ausgerichtete
Ordnung der Bundesrepublik massiv in Frage gestellt. Ein Blick tber
den Tellerrand macht deutlich: Sowohl China und Russland als auch
die Ukraine wirden ein System der gemeinsamen Sicherheit im

Rahmen der Vereinten Nationen bevorzugen.

Im Marz 2022 hiefs es auf der offiziellen Website des ukrainischen
Priasidenten unter der Uberschrift ,Die Ukraine muss ein kollektives
Sicherheitsabkommen mit allen ihren Nachbarn unter Beteiligung
der fuhrenden Machte der Welt haben.” Wolodymyr Selenskyj
wortlich: ,Dies wiaren Garantien nicht nur fir die Ukraine ... auch

fur Russland.”

Selenskyj schien damit Putin zu folgen, der dem Westen haufig
vorgeworfen hatte, nicht bereit zu sein, ,ein modernes, blockfreies

kollektives Sicherheitssystem“ mit Russland schaffen zu wollen.

Die Européer, allen voran die deutsche Bundesrepublik, sollten sich
uberlegen, welche Mafsnahmen notig sind, um zu verhindern, dass
sich die Beziehungen zwischen China und den USA 2023
verschlechtern, wie einige Analysten vorausgesagt haben. Um zu
verhindern, dass der Krieg in der Ukraine sich zu einem grofSeren,
lang andauernden Konflikt entwickelt, der auch China involvieren
konnte, sollte die Bundesregierung gesetzgeberische Mafnahmen in
Erwagung ziehen, wie sie der franzosische Kommentar zur Charta
nahe legt. In einem Vortrag im November 2022 in Peking warnte der

sudkoreanische Politikberater Moon Chung-in:

, Wir sehen jetzt in diesem Teil der Welt den Zusammenstof3 zweier
nicht vereinbarer Gegensdtze, namlich der Amerika-zentrischen
kollektiven Verteidigung auf der Grundlage von Allianzen und Chinas
Vision eines kollektiven Sicherheitssystems auf der Grundlage der
Charta der Vereinten Nationen ... Die westliche Idee, die Welt in
liberale und illiberale Staaten zu unterteilen, ist duferst irrefiihrend

und sogar destabilisierend.”



Das wichtigste Merkmal einer zukiinftigen, den Frieden
sichernden, foderal organisierten Weltrechtsordnung ist
ein funktionierendes kollektives Sicherheitssystem.

Leider sind die Europaer, insbesondere Deutschland, nicht bereit,
sich darauf einzulassen, und das, obwohl Deutschland nach dem
Grundgesetz einen Prozess des Ubergangs zu gemeinsamer
Sicherheit und Abristung einleiten sollte, dem die anderen EU-
Lander, deren Verfassungen dhnliche Bestimmungen aufweisen,
folgen konnten. Wer einen Dritten Weltkrieg verhindern mochte,

sollte dem Beispiel Frankreichs und Japans folgen.

Die grundsatzliche Zustimmung zu Hoheitsbeschrankungen
zugunsten eines gemeinsamen globalen Friedens- und
Sicherheitssystems bestimmte durchweg das franzosische
Selbstverstandnis, wie das Beispiel des Streites um den Beitritt zur
Europaischen Verteidigungsgemeinschaft (EVG) Anfang der 1950-
ger Jahre deutlich macht. 1954 lehnte die franzosische
Nationalversammlung den Beitritt Frankreichs zur EVG ab. Auch die
SPD hatte versucht, die Ratifizierung des EVG-Vertrages zu
blockieren und strengte eine Verfassungsklage in Karlsruhe an.
Auch spater, zwischen 1966 und 2009, stand die franzosische
Verfassungsbestimmung, da sie vor allem auf die Vereinten
Nationen abzielte, einer vollstindigen Integration in die NATO im
Wege.

Offenbar, so scheint es, beruht die amitié franco-allemande auf
einem Missverstandnis. Prasident Emmanuel Macrons Kritik an der
NATO, von der er sagte, sie sei inzwischen ,hirntot®, ist dafur
Zeugnis. Die Frage ist: Wer oder was hilt die Bundesregierung
davon ab, in die ,fiir die Organisation und die Verteidigung des
Friedens notwendigen Souveranitatsbeschrankungen®

einzuwilligen?



Dieser Artikel erschien bereits auf www.rubikon.news.

Klaus Schlichtmann, Jahrgang 1944, ist
Friedenshistoriker. Nach mehreren Indienaufenthalten
studierte er an der C.A.U.-Kiel Asiatische Geschichte,
Offentliches Recht und Vélkerrecht sowie Politische
Wissenschaft. 1992 kam er mit einem Stipendium nach
Japan, um seine Doktorarbeit tiber den japanischen
Pazifisten und Diplomaten Shidehara Kijuro zu
schreiben. Er publizierte Beitrage zur Asiatischen
Geschichte, zum Volkerrecht, zu den Vereinten Nationen
und zu Indien. Seit 2017 ist er Mitglied der SA9-
Kampagne, die den japanischen
Kriegsabschaffungsartikel in der UN-
Generalversammlung zur Sprache bringen mochte, um
uber die Abschaffung der Institution des Krieges zu
diskutieren.

Dieses Werk ist unter einer Creative Commons-Lizenz (Namensnennung -
Nicht kommerziell - Keine Bearbeitungen 4.0 International
(https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/deed.de)) lizenziert.
Unter Einhaltung der Lizenzbedingungen diirfen Sie es verbreiten und
vervielfaltigen.



https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/deed.de

	Der Dreh- und Angelpunkt
	Deutschland ist mehr als eine Spielfigur auf dem Schachbrett der Weltgeschichte — es könnte den Krieg beenden, wenn die Entscheidungsträger dies nur wollten.
	Wie Deutschland helfen könnte den Ukraine-Krieg zu beenden
	NATO-Erweiterung auf deutsche Initiative
	Destabilisierung als gefährliche Folge


